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Öffentliche Ausschusssitzungen in der Woche vom 5. Januar bis 9. Februar 2024 

 

Ausschuss für Kultur und Wissenschaft 

Dienstag, 06.02.2024, 15:00 Uhr, Kunsthalle 

Tagesordnung: 

 Mitteilungen und Anfragen: 

 Gedenken Dr. Huck 

 Stand Kulturentwicklungskonzept 

 Stand Ausschreibung Leitung Kulturbüro 

 Kosten des Provisoriums Landesbühne Nord  

 Jahresrückblick der beiden Kultureinrichtungen Stadtarchiv und Stadtbibliothek 

 Überblick über die aktuellen Arbeiten im Küstenmuseum und über das vom Land 

geförderte Projekt zur Neukonzeption des Küstenmuseums 

 

Behindertenbeirat 

Dienstag, 06.02.2024, 16:00 Uhr, Rathaus, Sitzungszimmer 201 

Tagesordnung: 

 Berichte aus den Ausschüssen 

 Brief einer Bürgerin zum Thema Angelman-Syndrom 

 Planungen für das Jahr 2024 

 Verschiedenes 

 

Ausschuss für Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft und Brandschutz 

Mittwoch, 07.02.2024, 15:00 Uhr, Rathaus, Ratssaal 

 

Tagesordnung: 

 

 Vorlagen an den Rat: 

 Richtlinie zur Verpachtung von landwirtschaftlichen Flächen im gesamten 

Stadtgebiet 

 Mitteilungen und Anfragen: 

 Sachstand Lärmaktionsplanung 

 Vorstellung von Maßnahmen und Vorhaben im Bereich Klimaschutz für das Jahr 2024 

 Informationen zum Solardachkataster 

 Informationen Rodungen an der L 810 

 Öffentliche Anhörung 
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Betriebsausschuss Eigenbetrieb Grundstücke und Gebäude der Stadt Wilhelmshaven 

Donnerstag, 08.02.2024, 10: Uhr, BIZEPS – BildungsZentrum der GPS, Banter Weg 107 

 

Tagesordnung: 

 

 Konzeptvorstellung GPS 

 Vorlagen an den Rat: 

 Richtlinie zur Verpachtung von landwirtschaftlichen Flächen im gesamten 

Stadtgebiet 

 Mitteilungen und Anfragen: 

 Vermarktung Flächen Heuweg 

 

 

 

 

Schulausschuss 

Donnerstag, 08.02.2024, 15:00 Uhr, BBS Wilhelmshaven, Konferenzraum Gebäude 66, 

Raum-Nr. 66-038, EG 

 

Tagesordnung: 

 

 Mitteilungen und Anfragen 

 Informationen durch die BBS Wilhelmshaven 

 Lehrerinnen und Lehrer ohne Grenzen – Information durch Vereinsgründerin Dr. 

Wiebke Endres 

 Information zum DigitalPakt 

 Information zur Schulentwicklungsplanung 

 Information zur Schülerehrung 

 

 

 

Ortsrat 

Donnerstag, 08.02.2024, 19:30 Uhr, Feuerwehrgerätehaus Fedderwarden, Schulungsraum 

 

Tagesordnung: 

 

 Mitteilungen und Anfragen 

 Richtlinie zur Verpachtung von landwirtschaftlichen Flächen im gesamten 

Stadtgebiet 

 Internet / Breitband – was wurde geliefert? 

 Bericht Arbeitsgruppe Bromberg 

 Informationsangebot Uniper - Ortsrat 
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Betriebsausschuss Technische Betriebe Wilhelmshaven 

Freitag, 09.02.2024, 10:00 Uhr, Rathaus, Ratssaal 

 

Tagesordnung: 

 

 Vorlagen an den Rat: 

 Antrag Gruppe GRÜNE und GfW: Verbesserung Radverkehr Umfeld Nordseepassage 

 Antrag Gruppe GRÜNE und GfW: Prüfung Situation Spielstraße in der Grenzstraße 

 Antrag Gruppe GRÜNE und GfW: Prüfung PV-Anlagen auf städtischen Parkplätzen 

 Mitteilungen und Anfragen:  

 Ladesäulenkonzept Lachmund 

 Sachstand Ratsauftrag „Maßnahmen zur Verkehrsberuhigung Roffhauser 

Landstraße“ 

 Breitband – Markterkundungsverfahren Stadtgebiet Wilhelmshaven 

 

Feist 

Oberbürgermeister 
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Bekanntmachung 
des Landesamtes für Bergbau, Energie und Geologie 

über ein Vorhaben nach dem Energiewirtschaftsgesetz 

Planfeststellungsverfahren für die Errichtung und den Betrieb einer  

Gasversorgungsleitung und einer Wasserstoffleitung  

in Wilhelmshaven  

der Open Grid Europe GmbH 

 

 

 

WKL H2 

WKL CH4 
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Die Firma Open Grid Europe GmbH (OGE) plant die Errichtung und den Betrieb der 
Wilhelmshaven-Küstenlinie (WKL), einer Doppelleitung zum Transport von Wasserstoff (H2) 
und Erdgas (CH4), und hat die Zulassung dieses Vorhabens bei der 
Planfeststellungsbehörde, dem Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie (LBEG), 
beantragt. Die WKL-Erdgasleitung soll an die Gasversorgungsleitung Nr. 109 (WAL 2) im 
Bereich der bestehenden „Gasdruckregel- und Messanlage (GDRM) Wilhelmshaven 
Voslapper Groden“ anbinden. Die WKL-Wasserstoffleitung soll ihren Startpunkt in einer 
Molchschleuse westlich unmittelbar neben der bestehenden „GDRM Wilhelmshaven“ haben 
und bis zur „GDRM Wilhelmshaven Voslapper Groden" parallel zur WAL 2 verlaufen. 

Von dort aus sollen die beiden Stränge der WKL in Parallellage bis zum Endpunkt auf dem 
Gelände der Nord-West Oelleitung GmbH geführt werden. Die Einzelstränge werden eine 
Nennweite von jeweils DN 1000 haben (entspricht einem Durchmesser von ca. 1000 mm) 
und können mit einem maximal zulässigen Betriebsdruck von 100 bar betrieben werden. Die 
Leitungsstränge werden überwiegend in offener Bauweise verlegt, einzelne Abschnitte 
werden in geschlossener Bauweise (bspw. mittels Horizontalbohrverfahren) errichtet. Die 
Erdgasleitung wird eine Länge von ca. 10,8 km haben, die Wasserstoffleitung wird aufgrund 
des unterschiedlichen Startpunktes eine Länge von ca. 12,4 km haben. 

Von der Maßnahme sind Gebiete im Bereich der Stadt Wilhelmshaven betroffen.  

Für Gasversorgungsleitungen mit einem Durchmesser von mehr als 300 Millimetern ist 
gemäß § 43 Abs. 1 Nr. 5 des Energiewirtschaftsgesetzes (EnWG) ein 
Planfeststellungsverfahren durchzuführen. Ebenso ist für Wasserstoffleitungen gemäß § 43l 
Abs. 2 i.V.m § 43 Abs. 1 Nr. 5 EnWG ein Planfeststellungsverfahren durchzuführen.  

Die Vorhabenträgerin OGE hat gemäß § 7 Abs. 3 des 
Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetzes (UVPG) beantragt, auf die erforderliche 
Umweltverträglichkeitsvorprüfung zu verzichten und eine Umweltverträglichkeitsprüfung 
durchzuführen. Die Planfeststellungsbehörde hat den Antrag als zweckmäßig erachtet. Für 
das Vorhaben besteht dementsprechend die Pflicht zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung. 

Die Antragsunterlagen enthalten unter anderem einen UVP-Bericht, einen 
Landschaftspflegerischen Begleitplan, Unterlagen zum speziellen Artenschutz, Natura 2000-
Verträglichkeitsvoruntersuchungen sowie Fachgutachten zur EU-Wasserrahmenrichtlinie, 
zum Bodenschutz, zur Archäologie und zum Klimaschutz. 

Die Auslegung der Antragsunterlagen erfolgt gemäß § 73 Abs. 2 i.V.m. § 27b Abs. 1 Satz 1 
Nr. 1 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG)V in elektronischer Form. Die Planunterlagen 
können  

vom 05.02.2024 bis zum 04.03.2024 

im Internet unter 

http://www.lbeg.niedersachsen.de/bergbau/genehmigungsverfahren/aktuelle_planfeststellun
gsverfahren/  

eingesehen werden.  

Daneben können die Planunterlagen nach Rücksprache gemäß § 27b Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 
VwVfG bei der Stadt Wilhelmshaven eingesehen werden: 

Foyer des Technischen Rathauses, Rathausplatz 9, 26382 Wilhelmshaven, 
 
montags bis donnerstags in der Zeit von 8.00 bis 16.30 Uhr,  
freitags in der Zeit von 8.00 bis 13.30 Uhr, 

http://www.lbeg.niedersachsen.de/bergbau/genehmigungsverfahren/aktuelle_planfeststellungsverfahren/
http://www.lbeg.niedersachsen.de/bergbau/genehmigungsverfahren/aktuelle_planfeststellungsverfahren/
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Ansprechpartner: Herr Klebba, Tel. 04421 16-2628, E-Mail: 
torsten.klebba@wilhelmshaven.de. Um eine Terminabsprache wird gebeten. 

Maßgeblich ist der Inhalt der Veröffentlichung im Internet. 

Gemäß § 75 Abs. 1 VwVfG werden durch die Planfeststellung die Zulässigkeit des 
Vorhabens einschließlich der notwendigen Folgemaßnahmen an anderen Anlagen im 
Hinblick auf alle von ihm berührten öffentlichen Belange festgestellt; neben der 
Planfeststellung sind andere behördliche Entscheidungen, insbesondere öffentlich-rechtliche 
Genehmigungen, Verleihungen, Erlaubnisse, Bewilligungen, Zustimmungen und 
Planfeststellungen, nicht erforderlich. 

Jeder, dessen Belange durch das Vorhaben berührt werden, kann gemäß § 21 Abs. 2 UVPG 
bis einen Monat nach Ablauf der Auslegungsfrist,  

also bis zum 04.04.2024, 

Einwendungen gegen den Plan schriftlich oder zur Niederschrift bei den folgenden Stellen 
erheben: 

 Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie, An der Marktkirche 9,  
38678 Clausthal-Zellerfeld 

 Stadt Wilhelmshaven, Technisches Rathaus, 7. Etage, Rathausplatz 9, 26382 
Wilhelmshaven 

Mit Ablauf dieser Frist sind gemäß § 73 Abs. 4 VwVfG und § 21 Abs. 4 UVPG bis zur 
Feststellung des Planes alle Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen 
privatrechtlichen Titeln beruhen. 
Einwendungen müssen erkennen lassen, welches Rechtsgut oder Interesse aus Sicht der 
Einwendenden verletzt wird. 

Vereinigungen, die auf Grund einer Anerkennung nach anderen Rechtsvorschriften befugt 
sind, Rechtsbehelfe nach der Verwaltungsgerichtsordnung gegen eine Entscheidung nach 
§ 74 VwVfG (Planfeststellungsbeschluss, Plangenehmigung) einzulegen, können ebenfalls 
bis einen Monat nach Ablauf der Auslegungsfrist, also ebenfalls bis zum 04.04.2024 
Stellungnahmen zu dem Plan abgeben.  

Gemäß § 17 VwVfG ist bei Einwendungen, die von mehr als 50 Personen auf 
Unterschriftenlisten unterzeichnet oder in Form vervielfältigter, gleichlautender Texte 
eingereicht werden (gleichförmige Eingaben), auf jeder mit einer Unterschrift versehenen 
Seite eine Person mit Name, Beruf und Anschrift als Vertreter der übrigen Unterzeichnenden 
zu bezeichnen. Andernfalls können diese Einwendungen unberücksichtigt bleiben. 

Es wird darauf hingewiesen, dass 

• etwaige Einwendungen oder Stellungnahmen von Vereinigungen nach § 73 Abs. 4 
Satz 5 VwVfG bei den in dieser Bekanntmachung bezeichneten Stellen innerhalb der 
Einwendungsfrist vorzubringen sind (§ 73 Abs. 5 Nr. 2 VwVfG), 

• bei Ausbleiben einer oder eines Beteiligten in dem Erörterungstermin auch ihn 
verhandelt werden kann (§ 73 Abs. 5 Nr. 3 VwVfG), 

• die Personen, die Einwendungen erhoben haben, oder die Vereinigungen, die 
Stellungnahmen abgegeben haben, von dem Erörterungstermin durch öffentliche 
Bekanntmachung benachrichtigt werden können, wenn mehr als 50 
Benachrichtigungen oder Zustellungen vorzunehmen sind (§ 73 Abs. 5 Nr. 4 lit a) 
VwVfG), 

mailto:torsten.klebba@wilhelmshaven.de
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• die Zustellung der Entscheidung über die Einwendungen durch öffentliche 
Bekanntmachung ersetzt werden kann, wenn mehr als 50 Benachrichtigungen oder 
Zustellungen vorzunehmen sind (§ 73 Abs. 5 Nr. 4 lit. b) VwVfG), 

• ein Beteiligter sich einen Bevollmächtigten vertreten lassen kann; die Vollmacht 
ermächtigt zu allen das Verwaltungsverfahren betreffenden Verfahrenshandlungen, 
sofern sich aus ihrem Inhalt nicht etwas Anderes ergibt. Der Bevollmächtigte hat auf 
Verlangen seine Vollmacht schriftlich nachzuweisen (§ 14 Abs. 1 VwVfG), 

• Entschädigungsansprüche, soweit über sie nicht in der Planfeststellung dem Grunde 
nach zu entscheiden ist, nicht in dem Erörterungstermin, sondern in einem 
gesonderten Entschädigungsverfahren behandelt werden, 

• Kosten, die durch die Einsichtnahme in die Planunterlagen, die Erhebung von 
Einwendungen, die Teilnahme am Erörterungstermin oder durch Vertreterbestellung 
entstehen, nicht erstattet werden. 

Die Durchführung eines Erörterungstermins ist gem. § 43a Satz 1 Nr. 3 EnWG in das 
Ermessen der Planfeststellungsbehörde gestellt. Die Planfeststellungsbehörde wird über die 
Durchführung eines Erörterungstermins nach Ablauf der Einwendungs- und 
Stellungnahmefrist entscheiden. 

 
Meppen, den 17.01.2024 
Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie 
Im Auftrag 
gez. Marquardt 
Az. des LBEG: L1.4/L67301/01-32_11/2024-0002 

 

Feist 

Oberbürgermeister 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 


